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Bearbeiter/in 
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Fax 
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Datum 

Florian Sterzel 

(0611) 765 3835 

(0611) 765 3900 

florian.sterzel@mobil .hessen.de 

17.September 2025 

Bauleitplanung der Gemeinde Schmitten, Ortsteil Dorfweil, Bebauungsplan "FFW Nord" 
Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB, Ihre E-Mail vom -15.08.2025 

Stellungnahme Hessen Mobil 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Gerhard, 

in Bezug auf Ihre oben genannte E-Mail vom 15.08.2025 nimmt Hessen Mobil im Rahmen der 
frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB) wie folgt Stellung. 

I. Einwände mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen: 
Die Gemeinde Schmitten beabsichtigt den Bau eines neuen Feuerwehrgerätehauses zwischen den 
Ortsteilen Dorfweil und Brombach an der freien Strecke der Landesstraße (L) 3025. Die 
Baurechtsschaffung für das Vorhaben soll über den Bebauungsplan "FFW Nord" erfolgen. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt kann seitens Hessen Mobil als Vertreter des Straßenbaulastträgers der 
L 3035, über den der o. g. Bebauungsplan erschlossen werden soll, keine fachliche Stellungnahme 
abgegeben werden. Im Vorfeld des Anhörungsverfahrens nach §4 Abs. 1 BauGB wurde zwischen 
der Gemeinde Schmitten und Hessen Mobil bereits Abstimmungen zum geplanten 
Feuerwehrgerätehaus geführt. Im Zuge der Abstimmungen wurden der Gemeinde Schmitten die zur 
Prüfung benötigten Unterlagen mitgeteilt, Schreiben vom 20.02.2025 (AZ 34 c2_BV 14.3 Sh_2024-
040719). Ebenfalls wurde mit E-Mail vom 08.05.2025 nochmals die wesentlichen Anforderungen an 
die vorzulegende Verkehrsuntersuchung im Zusammenhang mit der geplanten Anbindung des 
Feuerwehrgerätehauses an die L 3035 mitgeteilt. Bei den aktuellen Verfahrensunterlagen liegen 
jedoch keine der geforderten Unterlagen bei, sodass eine Prüfung des Vorhabens seitens Hessen 
Mobil zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich ist. 

11. Hinweise: 
Grundsätzlich gilt, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durch den oben genannten 
Bebauungsplan nicht negativ beeinflusst werden darf. Gegen den Straßenbaulastträger von 
klassifizierten Straßen bestehen zudem auch zukünftig keine Ansprüche auf Durchführung von 
Schutzmaßnahmen aufgrund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 
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Hessen Mobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement 

§ 38 BauGB (privilegiertes Fachplanungsrecht) ist grundsätzlich zu beachten. 

Zudem bitte ich um zeitnahe Mitteilung von im Rahmen der Abwägung nach §1 Abs. 7 BauGB 
getroffener Beschlüsse, die meine Stellungnahme/n oder Hessen Mobil als Fachbehörde betreffen. 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

St I Digital erze unterschrieben von 
Sterzel Florian 

Floria n Datum:2025.09.t7 
08:13:37 +02'00' 

Anlagen 
- Schreiben vom 20.02.2025, Aktenzeichen 34 c 2_BV 14.3 Sh_2024-040719 
- E-Mail vom 08.05.2025 
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Sterzei, Florian (Hessen Mobil) 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 

Kategorien: 

Schreiner, Ruth (Hessen Mobil) 
Donnerstag, 8. Mai 202516:08 
'Lattisch, Roland' 
AW: L 3025, Vorabstimmung der Anbindung (Alarmausfahrt) des geplanten 
Feuerwehrgerätehauses "Schmitten Nord" 

Guten Tag Herr Lattisch, 

im Folgenden die wesentlichen Anforderungen an die vorzulegende Verkehrsuntersuchung im 
Zusammenhang mit der geplanten Anbindung des Feuerwehrgerätehauses "Schmitten Nord" an die 
L 3035: 

• Darstellung der Bestandssituation mit den aktuellen Verkehrsstärken 

• Sichtweitenanalyse gemäß RAL, unter Berücksichtigung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
(geplant 70 km/h) und der topografischen Gegebenheiten (Kurvenverlauf, Bewuchs, Böschung etc.) 

• Einschätzung des zu erwartenden Verkehrsaufkommens an der Feuerwehrzufahrt mit 
Rückstaubetrachtung 

• Empfehlungen zur Verkehrsregelung (z. B. Beschilderung, Signalisierung, notwendige 
Geschwindigkeitsreduzierung), welche sich alle aus der begründet gewählten Vorzugsvariante 
ergeben 

Für Rückfragen oder weitere Abstimmung stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

Ruth Schreiner 

HESSEN 

Hessen Mobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement 
Fachdezernat Straßenverwaltung, SIB, Datenmanagement Rhein-Main 
Dostojewskistraße 4-6,65187 Wiesbaden 

Tel.: +49 (611) 7653816 
ruth .schreiner@mobil.hessen.de 
https://mobil.hessen.de 

@ in J( a 
.,J;, Bitte prüfen Sie der Umwelt zuliebe, ob der Ausdruck dieser E-Mail erforderlich ist. 
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Hessen Mobil HESSEN 
Straßen- und Verkehrsmanagement 

Wiesbaden 

Hessen Mobil- Straßen- und Verkehrsmanagement 
Postfach 3227. 65022 Wiesbaden 

Aktenzeichen 34 c 2_BV 14.3 Sh_2024-040719 

Plplus Ingenieurbüro für Tiefbauplanung 
Auf dem Hohenstein 5 
61231 Bad Nauheim 

Bearbeiter/in Ruth Schreiner 

Telefon (0611) 765 .3816 

Fax (0611) 765 3900 

per Mail an: lattisch@piplus.de 
E-Mail ruth.schreiner@mobil.hessen.de 

cc: heuser@schmitten.de; 
dietrich@schmitten.de; F.Bode@fischer­
plan.de 

Datum 20. Februar 2025 

Bauleitplanung der Gemeinde Schmitten, Ortsteil Dorfweil - Brombach 

Vorabstinlmung der Anbindung (Alarmausfahrt) ~es geplanten Feuerwehrgerätehauses 

"Schmitten Nord", § 19 Hessisches Straßengesetz (HStrG) 
Ihre E-Mail vom 17.12.2024undVideobesprechungvom 13.11.2024 

Stellungnahme Hessen Mobil 

Sehr geehrter Herr Lattisch, 

vielen Dank für die mit oben genannter E-Mail übermittelten Unterlagen. Die Gemeinde Schmitten 
beabsichtigt den Bau eines neuen Feuerwehrgerätehauses "Schmitten Nord" zwischen den 
Ortsteilen Dorfweil und Brombach an der freien Strecke der Landesstraße (L) 3025. Die 
Baurechtsschaffung für die Maßnahme soll über einen Bebauungsplan erfolgen. Im Vorfeld der 
Planung wurden bereits mit Mail vom 23.03.2024 seitens Hessen Mobil die grundsätzlichen 
Rahmenparameter zur Erteilung einer Ausnahmegenehmigung gemäß Hessischem Straßengesetz 
(HStrG) für den geplanten neuen Feuerwehrstandort und eine direkte Rettungszufahrt an der freien 
Strecke der Landesstraße mitgeteilt. 
Weiterhin erfolgte am 13.11.2024 eine gemeinsame Videobesprechung zur Abstimmung 
grundsätzlicher Fragen. 

Die mit Ihrer Mail vom 17.12.2024 vorgelegten Unterlagen betrachten zwei Zufahrtsvarianten für die 
geplante Alarmausfahrt (Variante 1 mit Linksabbiegespur, Variante 2 mit Lichtsignalregelung). 
Das Favorisieren der Variante 2 seitens der Gemeinde Schmitten gegenüber der Variante 1 ist 
aufgrund der dargestellten Abwägungskriterien, eingeschränkte Sichtweiten, geringerer Eingriff in 
Natur und Landschaft sowie der wenigen Abbiegevorgängen nachvollziehbar. Von Seiten Hessen 
Mobil kann für die Vorzugsvariante der Gemeinde, unter den nachfolgend genannten Maßgaben 
grundsätzlich eine Ausnahmegenehmigung gemäß den Regelungen des HStrG in Aussicht gestellt 
werden. 
Es muss sichergestellt, und seitens der Gemeinde Schmitten bestätigt werden, dass die geplante 
Zufahrt zur Landesstraße ausschließlich zu Einsatzzwecken der Feuerwehr genutZt wird. 
(sogenannte Alarmausfahrt). Es fehlt eine Aussage, ob die Zufahrt auch für die Rückkehr vom 
Einsatz genutzt werden soll oder ob dies über die Zuwegung für die einrückenden Einsatzkräfte 
erfolgen soll. 
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Die westlich angrenzende Verkehrsfläche ist für die landwirtschaftliche Mitbenutzung freigegeben. 
Dies wird aus unserer Sicht ausdrücklich begrüßt, landwirtschaftliche Parzellen müssen weiterhin 
erreicht werden können. Je nach Beschilderung des Weges weisen wir darauf hin, dass die Freigabe 
des Weges für landwirtschaftliche Fahrzeuge kenntlich gemacht wird. Falls die Befahrung des We­
ges eingeschränkt wird, wird ein Zusatzzeichen für die Freigabe für landwirtschaftlichen Verkehr und 
gegebenenfalls auch forstwirtschaftlichen Verkehr benötigt. 

Die Eingriffs- und Ausgleichsplanung liegt aktuell noch nicht vor und wird zum Bebauungsplanent­
wurf ergänzt. Aus unserer Sicht ist eine weitere Beanspruchung landwirtschaftlicher Flächen zu ver­
meiden. Wir würden einen kompletten Ausgleich innerhalb des aktuellen Bebauungsplanes begrü­
ßen, alternativ sollten Ökokonten zur Kompensation genutzt werden, damit keine zusätzlichen land­
wirtschaftlichen Beeinträchtigungen entstehen. 

Öffentliche Belange der Landwirtschaft werden durch den Bebauungsplan berührt und durch den 
Wegfall landwirtschaftlicher Fläche auch beeinträchtigt. 

Auf Grund des Gemeiribedarfes der Fläche werden diese Belange gegen über dem Planungswillen 
unter Beachtung der genannten Hinweise zurückgestellt. 

Forstliche Hinweise, Anregungen und Bedenken 
Der Waldrand befindet sich nördlich angrenzend. Ein ausreichender Wa!dabstand ist hier anzuneh­
men, wir weisen an dieser Stelle darauf hin, dass durch die Baustelleneinrichtung keine Beeinträch­
tigungen der Waldflächen erfolgen darf. 

Öffentliche Belange des Forstes werden beim Bauvorhaben nicht berührt. 

Der Fachbereich Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung begrüßt den eingereichten Bebau­
ungspianentwurf "FFW Nord". Bei der Planung handelt es sich um die planungsrechtliche Vorberei­
tung zur Errichtung eines Feuerwehrstandortes für die Gemarkungen Brombach, Dorfweil und Hu­
noldstal auf einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von ca. 1 ha und die damit einhergehende 
Änderung der Verkehrsflächen inkl. Begleitgrün auf ca. 1,3 ha. Um eine Angreifbarkeit nach der 
Erlangung der Rechtskraft zu vermeiden, sollten die folgenden Angaben in der Planung bis zur Ent­
wurfsoffenlage überarbeitet bzw. ergänzt werden. 

Planung 
Aufgrund der Lage des Plangebiets innerhalb eines Vorranggebiets für Natur und Landschaft sind 
im Rahmen der Abwägung gern. § 1 Abs. 7 BauGB die Belange von Naturschutz und Landschafts­
pflege gegenüber anderen Zielen höher zu gewichten. 

Es wird mitgeteilt, dass das Plangebiet entgegen der Aussage auf S. 5 der Begründung einen rechts­
kräftigen Bebauungsplan überplant. Im Bereich der Brombacher Straße im Süden des Plangebiets 
existiert der Bebauungsplan "Triebweg / Oberer Mühlberg" aus dem Jahr 2008. Hier ist im über­
schneidenden Bereich u. a. eine öffentliche Grünfläche mit fünf zum Anpflanzen vorgesehenen Bäu­
men dargestellt. 

Schutz 
Es ist nicht gänzlich nachvollziehbar, ob Bäume auf der westlichen Seite der Brom bacher Straße 
gerodet werden müssen; dies sollte in allen Unterlagen des Entwurfs (Begründung, Umweltbericht, 
Artenschutz) klar ersichtlich dargestellt und berücksichtigt werden. 

Von der Planung sind zwei gern. § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. § 25 Hessi­
sches Naturschutzgesetz (HeNatG) gesetzlich geschützte Biotope betroffen. Es handelt sich hierbei 
zum einen um die Allee entlang der Brom bacher Straße sowie die magere Flachland-Mähwiese auf 
einem Teil der landwirtschaftlich genutzten Fläche. Die magere Flachland-Mähwiese unterliegt zu­
dem dem europarechtlichen Schutz der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG). Hierfür sind entspre-
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chende Maßnahmen vorzusehen, um einen Umweltschaden im Sinne des § 19 BNatSchG zu ver­
meiden. Um unnötige Verzögerungen auf der Baugenehmigungsebene zu vermeiden, wird empfoh­
len, den für den Verlust der Biotope erforderlichen Antrag auf Ausnahme gern. § 30 Abs. 3 und 4 
BNatSchG zeitnah zu stellen. 

Umweltbericht und Eingriffsregelung 
Aufgrund der im Vorentwurf noch fehlenden Unterlagen zum Umweltbericht und zur Eingriffsrege­
lung ist aktuell keine Plausibilitätsprüfung möglich. Entsprechend § 2a BauGB ist der Umweltbericht 
Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit den gleichen Verfahrensschritten wie 
die Begründung an sich. Somit ist dieser auch schon Teil des Vorentwurfes. Wir bitten dies bei zu­
künftigen Planungen zu berücksichtigen. 

Im Umweltbericht sind gern. § 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB ebenfalls die Darstellungen des Landschafts­
planes zu bedenken. 

In jedem Fall erscheint eine Eingrünung des Gebietes mittels standortgerechter, heimischer Gehölze 
zur Minimierung der Einflüsse auf die naturschutzrechtlichen Schutzgüter erforderlich. 

Artenschutz 
Die Karte zur Lage des Untersuchungsgebietes (Abb. 2, S. 3 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) 
lässt erkennen, dass die Bäume entlang der Brombacher Straße nicht zum Untersuchungsgebiet 
zählten. Die Plankarte hingegen lässt darauf schließen, dass die Bäume auf der westlichen Seite 
der Brombacher Straße aufgrund der Sichtdreiecke nicht erhalten werden können. Es wird um eine 
entsprechende KlarsteIlung bzw. erweiterte Untersuchung gebeten. 

Es wird um genauere Aussagen zum Vorkommen der planungsrechtlich relevanten Haselmaus ge­
beten. Falls kein Erhalt der Gehölze am Waldrand im Norden des Plangebiets möglich ist, so sind 
diese mindestens auf eine die Haselmaus schonende Art und Weise zu roden. 

Wie im Artenschutzbericht beschrieben wird, zeigt sich der mittlere bis hohe Wert des Plangebiets 
als Habitat für die Avifauna insbesondere durch die festgestellten wertgebenden Arten Goldammer, 
Klappergrasmücke, Neuntöter und Grünspecht, für die das Plangebiet als Puffer zwischen anthro­
pogener Störung und ihrem Brutplatz sowie als Nahrungsgebiet fungiert. Es sollte geprüft werden, 
ob die anthropogenen Einflüsse, die durch Umsetzung der Planung näher an die Brutplätze heran­
rücken, durch geeignete Maßnahmen (z. B. Eingrünung des Plangebietes durch Gehölze) in ihrer 
Wirksamkeit minimiert werden können. Zudem sollte die Artenschutzmaßnahme zur Etablierung von 
Nahrungsflächen (M4) auf den Dächern der neu entstehenden Gebäude verbindlich festgesetzt wer­
den (vgl. Festsetzung Nr. 3.5.6). Nur durch die Aufwertung des Nahrungsraumes (M4, M5 und M7) 
kann der Eintritt eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestandes sicher ausgeschlossen werden 
(vgl. auch spezielle artenschutzrechtliche Prüfung für Goldammer und Heckenbraunelle). 

Es wird empfohlen, innerhalb der textlichen Festsetzungen vorsorglich die folgenden Formulierun­
gen zum speziellen Artenschutz zu ergänzen: 

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNafSchG) 
sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ru­
hestätten besonders und streng geschützter Arten (vg/. § 7 Abs. 2 Nm. 13 und 14 BNatSchG) sind 
insbesondere: 

a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanztings- oder Ruhestätten ge­
schützter Vage/arten führen können, außerha/b der Brutzeit durchzuführen, 

b) Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Anderungsmaßnahmen daraufhin zu 
kontroflieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind, 

c) außerha/b der Brut- und Setzzeit Baumhöh/en und Gebäude vor Beginn von Rodungs­
und/oder Bauarbeiten auf überwinternde Arten zu überprüfen. 
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Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahmeprüfung nach 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde 
zu beantragen. 

Weitere Hinweise 
Die anzupflanzenden Bäume sind in unbefestigten, begrünten Baumscheiben oder Pflanzstreifen 
von mindestens 6 m2 Fläche und einem durchwurzelbaren Raum von mindestens 12 m3 zu pflanzen. 
Baumscheiben und Pflanzstreifen sind dauerhaft anzulegen und in den ersten Jahren mittels einer 
10 cm dicken Mulchschicht und später mit blütenreichen Staudensäumen gegen schädigende Ein­
flüsse zu sichern. 

Alle Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Gebäude bzw. Erschließungs­
straßen auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind gleichartig zu erset­
zen und spätestens nach einem Jahr nachzupflanzen. 

Gesunder Baumbestand ist zu erhalten, sofern er nicht unmittelbar durch die Baumaßnahme betrof­
fen ist. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass der zu erhaltende Bewuchs während der Bau­
arbeiten gemäß DIN 18920 durch entsprechende Schutzmaßnahmen vor Beeinträchtigungen zu 
schützen ist. Dies gilt auch für Bäume, die nicht auf dem Baugrundstück stehen. 

Im Sinne des § 7 Abs. 2 HeNatG nehmen die Gemeinden bei der Verwirklichung der Ziele des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege eine Vorbildfunktion ein und sollen im Rahmen ihrer Zustän­
digkeit die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in besonderer 
Weise unterstützen. So wäre z. B. zu prüfen, ob gestalterische Festsetzungen bezüglich einer Dach­
und/oder Fassadenbegrünung für Haupt- und/oder Nebengebäude getroffen werden können. Zu­
dem sollten Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse an den Fassaden der entstehenden Gebäude 
angebracht werden. 

Die Untere Bauaufsichtsbehörde nimmt wie folgt Stellung: 

Der Planstempel ist dem aktuellen Stand der Bauleitplanung anzupassen: "Frühzeitige Be­
teiligung" .... und nicht "Vorentwurf - Erste Diskussionsgrundlage". 
Es ist zwingend eine Höhe anzugeben, wenn eine Höhenbeschränkung vorgesehen ist. 
Die Darstellung der Linien "Bauverbotszone" sollte geändert werden, da diese Darstellung 
normalerweise Stellplatzflächenl Nebenanlagen entspricht. Hier kann es später zur Fehlin­
terpretionen der Planlegende kommen. Des Weiteren ist die zweite Linie sehr ähnlich mit der 
Festsetzung eines Baufensters. 
Die Darstellung des "Sichtdreiecks" überlagert weitere Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und sollte eher ausgeblendet oder in einem eigenständigen Plan / Darstellung abgebildet 
werden. 
Die "gepunktete Linie", die die Gemeinbedarfsfläche umrahmt, ist in der Legende nicht zu 
finden. Was soll sie festsetzen? 
Das Baufenster sollte zusätzlich im Norden und im Osten maßlich verankert werden. Die 
Maßangabe "Fahrbandrand" ist immer schwieriger nachzuvollziehen. Hier wäre eine Maß­
kette zur Flurstücksgrenze hilfreicher. 

Mit freundlichen Grüßen .---...... 

Thorsten Schorr / 

Erster Kreisbeigeordneter 
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Regierungspräsidium Darmstadt HESSEN 

Regierungspräsidium Dannstadt · 64278 Darmstadt 

Per E-Mail: beteiligung@fischer-plan.de 

Gemeindevorstand der 
Gemeinde Schmitten 
Parkstraße 2 

Unser Zeichen: 

Dokument-Nr.: 

0029-111 31.2-61.d.02.08-00174#2025-00001 
0029-2025-921579 

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 
Ihre Ansprechperson : Alisa Huskic 

61389 Schmitten Zimmernummer: 3.005 
Telefon: +49 (6151) 128937 
E-Mail: Alisa.Huskic@rpda.hessen.de 

Datum: 19. September 2025 

Bauleitplanung der Gemeinde Schmitten im Hochtaunuskreis 
Bebauungsplanvorentwurf "FFW-Nord" im Ortsteil Dorfweil 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
Schreiben des Planungsbüros Fischer vom 12. August 2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nachfolgend erhalten Sie meine koordinierte Stellungnahme zu o. g. Bauleitplanung. 

A. Beabsichtigte Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Gemeinde Schmitten die pla­
nungsrechtlichen Voraussetzungen für einen Feuerwehrstandort zu schaffen. 

Die Einsatzabteilung des Ortsteils Hunoldstal ist seit dem Jahr 2022 wegen fehlender Ein­
satzkräfte nicht mehr handlungsfähig. Seither wird der Brandschutz für Hunoldstal von den 
Weheren in den übrigen Ortsteilen, insbesondere Brombach und Dorfweil abgedeckt. 

Im beschlossenen Feuerwehrbedarfsplan der Gemeinde Schmitten wurde festgehalten, 
dass ein neues gemeinsames Feuerwehrhaus zwischen Brombach und Dorfweil errichtet 
werden soll, um die Hilfszeiten einhalten zu können. Zusätzlich können so die ehrenamtli­
chen Einsatzkräfte künftig in einer gemeinsamen Wehr "Schmitten Nord" gebündelt wer­
den. 

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 2,1 ha. 

Regierungspräsidium Dannstadt 
Wilhelminenstraße 1-3. Wilhelminenhaus 
64283 Darmstadt 

Internet: 
www.rp-dannstadt.hessen.de 

Servicezeiten : 
Mo. - Do. 
Freitag 

Telefon: 
Telefax: 

8:00 bis 16:30 Uhr 
8:00 bis 15:00 Uhr 

06151 120 (Zentrale) 
06151 126347 (allgemein) 

Fristenbriefkasten: 
Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt 

Öffentliche Verkehrsmittel : 
Haltestelle Luisenplatz - 2-

Frederic Bode
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B. Stellungnahme 

I. Abteilung 111 Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr 

1. Dezernat 111 31.1 - Regionalplanung und Dezernat 111 31.2 - Regionale Sied-
lungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus der Sicht 
der Raumordnung wie folgt Stellung: 

Die vorgesehene Fläche liegt zu ca. 1,0 ha innerhalb eines im Regionalplan Südhes­
sen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) ausgewiesenen "Vor­
ranggebiet für Natur und Landschaft". Ca. 1,1 ha werden als "regional bedeutsame 
Straße" im Bestand dargestellt. 

Die Fläche wird zu dem zu ca. 1,0 ha von einem "Vorbehaltsgebiet für besondere Klima­
funktionen" und zu ca. 1,0 ha von einem "Vorbehaltsgebiet für vorbeugenden Hochwas­
serschutz" überlagert. 

Wie bereits in der Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 24. März 
2023 zur "Standortplanung Feuerwehrhaus" dargelegt, befindet sich die Fläche im Au­
ßenbereich und weist keine direkte Anbindung an die Ortslage und bestehende Bebau­
ung auf. Die vorliegende Planung birgt die Gefahr, dass hier sukzessive ein neuer Ortsteil 
im Außenbereich entsteht. § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 BauGB ist zu entnehmen, dass das 
Entstehen von Splittersiedlungen - auch im Wege der Bauleitplanung - grundsätzlich 
unerwünscht ist. Für einen Feuerwehrstandort kann dies dann hingenommen werden, 
wenn die gleichmäßige Erreichbarkeit mehrerer Ortsteile ausschließlich durch die Lage 
im Außenbereich sichergestellt werden kann. Dies wird in der Begründung des Bebau­
ungsplanes schlüssig und plausibel dargelegt. 

Zu der vorgelegten Planung bestehen dementsprechend aus regionalplanerischer Sicht 
keine Bedenken. Die Planung kann daher gemäß § 1 Abs. 4 BauGB als an die Ziele der 
Raumordnung angepasst gelten. 

Hinweis: Die Ausweisung im Bebauungsplan als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbe­
stimmung "Feuerwehr" sowie der dazugehörige Erschließungsweg entsprechen nicht den 
f1ächennutzungsplanerischen Voraussetzungen. Dementsprechend ist der Bebauungs­
plan nicht aus dem Regionalen Flächennutzungsplan entwickelt (vgl. § 8 Abs. 3 BauGB). 
Eine Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes ist erforderlich. Dies kann im Pa­
rallelverfahren erfolgen. Laut Aussagen des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain 
wurde bereits ein Antrag auf Änderung des RegFNP 2010 gestellt. Dies bitte ich in die 
Begründung mitaufzunehmen. 
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a. Bereich Natur und Landschaft 

Von dem Vorhaben ist das "Vorranggebiet für Natur und Landschaft" mit ca. 1,0 ha be­
troffen. Gemäß RPS/RegFNP 2010, Ziel Z4.5-3 haben in den "Vorranggebieten für Natur 
und Landschaft" die Ziele des Naturschutzes und Maßnahmen, die dem Aufbau, der Ent­
wicklung und Gestaltung eines regionalen Biotopverbundes dienen, Vorrang vor entge­
genstehenden oder beeinträchtigenden Nutzungsansprüchen. Nutzungen, die mit diesen 
Zielen in Einklang stehen, sind zulässig. Insofern verweise ich auf die naturschutzfachli­
che Stellungnahme. Sollten das Vorhaben in Einklang mit diesen Zielen gebracht werden 
bestehen keine Bedenken. Sollten grundsätzliche naturschutzfachliche Bedenken beste­
hen - widerspricht das Vorhaben dem Ziel Vorrang für Natur und Landschaft. 

b. Bereich Klima 

Das geplante Vorhaben am Standort 3 liegt vollständig im Vorbehaltsgebiet für Klima­
funktionen. In den Planunterlagen verweist der Antragsteller auf ein Schreiben des RP 
Darmstadt vom 24. März 2023, das im Rahmen einer landesplanerischen Anfrage der 
Gemeinde vorgelegt wurde. Dem Verweis zufolge bestehen keine regionalplanerischen 
Bedenken, sofern die örtlichen klimatischen Bedingungen im weiteren Planungsprozess 
angemessen berücksichtigt werden. Dies gilt weiterhin. 

Aufgrund der geringen Flächengröße ist das Vorhaben nicht raumbedeutsam, sodass 
aus regionalplanerischer Sicht grundsätzlich keine Bedenken bestehen.Dennoch ist fest­
zuhalten, dass aus den vorliegenden Plan unterlagen nicht ersichtlich ist, ob eine klimati­
sche Bewertung des Vorhabens vorgenommen wurde, welche Auswirkungen auf die lo­
kalen Klimafunktionen zu erwarten sind und welche Maßnahmen zur Minderung 
möglicher Beeinträchtigungen vorgesehen sind . 

Zwar wird auf eine noch zu erarbeitende Umweltprüfung verwiesen. Dabei empfehlen wir, 
im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung eine Betrachtung der klimatischen Auswir­
kungen auf die Planungsfläche sowie die angrenzende Wohnbebauung durchzuführen. 
Als fachliche Grundlage kann die Landesweite Klimaanalyse Hessen (Abschlussbericht: 
https:/llandesplanung. hessen .de/klimallandesweite-klimaanalyse) hera ngezogen wer­
den. Diese enthält umfangreiche Informationen zur klimatischen Situation des betroffe­
nen Gebiets, z. B. zu thermischen Bedingungen, Strömungssystemen, Volumen­
stromdichten sowie zu Windgeschwindigkeiten und -richtungen zu verschiedenen 
Tageszeiten (22 Uhr, 4 Uhr) und in unterschiedlichen Höhen (bodennah bzw. über Dach­
niveau). 
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c. Bereich Wasser 

Der Geltungsbereich betrifft ca. einen Hektar eines Vorbehaltsgebiets für den vorbeugen­
den Hochwasserschutz. Gemäß Grundsatz G6.3-13 des RPS/RegFNP 2010 ist in den 
Vorbehaltsgebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz zu berücksichtigen, dass 
der Sicherung des Hochwasserabflusses, der Retentionsräume und der Verminderung 

des Schadenspotentials hinter Schutzeinrichtungen dienen. Hier ist bei allen Nutzungs­
entscheidungen zu berücksichtigen, dass extreme Hochwasserereignisse zu erheblichen 
Schäden für Menschen, Vermögenswerte und Umwelt führen können. Bei allen Entschei­
dungen der Bauleitplanung und bei der Ansiedlung von Anlagen ist darauf hinzuwirken, 

dass in diesen Gebieten keine Anhäufung von hochwassergefährdeten Vermögenswer­
ten erfolgt und dass durch Bauvorsorge dem Hochwasserschutz Rechnung getragen 
wird. Daher sind für alle schadensempfindlichen Nutzungen möglichst Standorte auszu­
wählen, die die geringste Hochwassergefährdung aufweisen. 

Das Vorbehaltsgebiet betrifft hauptsächlich die geplanten Verkehrsflächen - es wird emp­
fohlen zu prüfen, ob die Einsatzfähigkeit auch bei Hochwasser gegeben ist. Es bestehen 

keine Bedenken gegen die Planung. 

d. Bereich Verkehr 

Von dem Planvorhaben sind rund 1,1 ha der Landesstraße L 3025 betroffen. Aus regio­
nalplanerischer Sicht bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Überplanung 
der Verkehrsfläche, da keine wesentlichen Änderungen vorgesehen sind und die Straße 
in ihrem Bestand somit erhalten bleibt. Die Landesstraße L 3025 ist im Regionalplan Süd­
hessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als regionalbedeutsame Straße pla­
nungsrechtlich gesichert und zu beachten. Es ist daher sicherzustellen, dass die Funkti­
onen der betroffenen Landesstraße nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Ergänzend 
wird auf die fachlichen Stellungnahmen der Verkehrsbehörden verwiesen. 

11. Abteilung IVlWi - Umwelt Wiesbaden 

1. Dezernat IVlWi 41.1 - Grundwasser 

Die wasserwirtschaftlichen Belange meines Dezernats wurden im Vorentwurf der Be­
gründung hinreichend beachtet. Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 

2. Dezernat IVlWi 41.1 - Bodenschutz 

Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutzfachlicher Sicht wie folgt Stellung: 

Eine Überprüfung des hessischen Altlastenkatasters (Datenbank AL TIS) ergab keine 
Datenbankeinträge im Gebiet des Bebauungsplanes, Belastungen oder Verunreinigun­

gen des Bodens sind bisher nicht bekannt. 
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111. Abteilung V - Landwirtschaft, Weinbau, Forsten, Natur- und Verbraucherschutz 

1. Dezernat V 53.1 - Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Die vorgelegte Planung ist nicht mit den im Regionalen Flächennutzungsplan enthaltenen 
Festsetzungen ("Vorranggebiet für Natur und Landschaft" und "Vorbehaltsgebiet für be­
sondere Klimafunktion") vereinbar. Da die Erforderlichkeit einer Änderung des Regiona­
len Flächennutzungsplanes in diesem Fall nicht ausgeschlossen werden kann, wird aus 
Sicht des Naturschutzes auf folgendes hingewiesen: 

Gemäß vorgelegter Planung soll in eine gesetzlich geschützte Alee eingegriffen und 
diese zu großen Teilen einseitig zerstört werden. Da der gesetzliche Biotopschutz als 
höherrangiges Recht im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung nicht überwunden 
werden kann, ist eine Genehmigung der Änderung des Regionalen Flächennutzungs­
plans nur möglich, wenn eine biotopschutzrechtliche Ausnahme oder eine Befreiung in 
Aussicht gestellt werden kann. Die Voraussetzungen für eine biotopschutzrechtliche Aus­
nahme sind daher zunächst zu prüfen und darzulegen. 

Natur- sowie Landschaftsschutzgebiete werden von dem Vorhaben nicht überlagert und 
auch Natura 2000-Gebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen . 

c. Hinweise 

Da wir seit geraumer Zeit eine elektronische Akte führen, bitte ich Sie bei genehmigungs­
bedürftigen Planungen um Vorlage der vollständigen und prüffähigen Verfahrensunterla­
gen in digitaler Form. Bitte senden Sie die Unterlagen an unsere Funktionspostfach bau­
leitplanung-toeb@rpda.hessen.de. Hinweise, wie diese Unterlagen digital aufzubereiten 
sind, finden Sie auf der Homepage des Regierungspräsidiums Darmstadt unter folgen­
dem Link Höhere Verwaltungsbehörde I rp-darmstadt.hessen.de . 

Den Kampfmittelräumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von gemeind­
licher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf das mögliche 
Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ihnen zugeleiteten Bauleitplan­
verfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich den zentralen 
Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei, den Kampfmittelräum­
dienst direkt zu beteiligen. Ihre Anfragen können Sie per Email richten an das Regierungs­
präsidium Darmstadt, Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst: kmrd@rpda.hes­
sen.de . 

Eine verfahrensrechtliche Prüfung ist nicht erfolgt. 
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Beteiligung Planungsbüro Fischer 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Ce: 
Betreff: 

Priorität: 

Natascha < Natascha.Unthan@gmx.de> 
Montag, 8. September 2025 13:53 
gemeinde@schmitten.de 
Beteiligung Planungsbüro Fischer 
Bauvorhaben /Bebauungsplan FFW NORD, Projekt-Nr. 24-2886 

Hoch 

Sehr geehrte Damen und Herren der Gemeinde Schmitten 
Sehr geehrte Damen und Herren des Planungsbüro Fischer, 
Sehr geehrte Frau Krügers, 

mein Name ist Natascha Unthan, wohnhaft im Triebweg 2 in Schmitten-Dorfweil und ich bin somit unmittelbar 
betroffen 
von dem oben angeführten Bauvorhaben und möchte auf diesem Weg mein mir zustehendes Veto einlegen. 

Um es vorweg zu schicken. Ich bin selbst seit Jahren - wenn auch nur passiv - Mitglied der FFW Dorfweil und 
unterstütze 
den Verein nicht nur mit einem finanziellen Obulus sondern auch bei Veranstaltungen jeglicher Art mit 
Diensteinsätzen 
oder Unterstützung jeglicher Art. 
Auch habe ich bis vor 25 Jahren direkt gegenüber der FFW Oberursel Nord gewohnt und auch dort aktiv 
unterstützt. Dort waren 
sicherlich auch weitaus mehr Einsätze gegeben als dies hier der Fall ist und voraussichtlich auch werden wird. 
Somit besteht mein Einwand definitiv NICHT im Rahmen der vielleicht befürchteten Lärmbelästigung beim 
Ausrücken zum Einsatz. 
Damit hätte ich tatsächlich KEINE Bedenken. 

Mein Einwand bezieht sich zum einen auf den in meinen Augen völlig überzogenen Aufwand mit dem Bauvorhaben 
welches sich 
definitiv zu Lasten der dort vorhandenden Fauna und Flora auswirken wird sowie der Begründung warum 
ausgerechnet dieses 
Flurstück favorisiert werden soll. 
Aufgrund der Pläne ist der Standort flächenmäßig nicht arg differnt zum Standort Nummer 2. Standort 1 sieht 
flächen mäßig 
tatsächlich weitaus kleiner aus jedoch sind diese beiden Standorte meines Erachtens nach weitaus attraktiver für 
solch eine 
Umsetzung da schon allein der Zufahrten wegen dies weitaus weniger Aufwand bedeuten würde. Sie sind weitaus 
besser für 
alle Mitglieder der FFW bei Anfahrt zum Einsatz und schneller erreichbar. 
Desweiteren grenzt der von Ihnen favorisierte Standort unmittelbar an einen Bereich mit teilweise höherwertigen 
Biotopen (nach 
Ihren eigenen Angaben auf einer Ihrer Grundstückszeichnungen! !!) 

Somit komme ich auch schon zum Schluß. Da ich selbst sehr viel vor Ort unterwegs bin sehe ich auch sehr viele 
Tiere und Pflanzen 
die zu 100% verschwinden werden oder zumindest in NICHT TRAGBARE Mitleidenschaft gezogen würden. 
Dies sind vor allem in der jetztigen Jahrenzeit unser Reh- und Wildbestand welcher sich durch die jetztige Brunft 
(jährlich widerkehrend !!!) auf 
dieser Wiese gerne versammelt. Dies kann man auch gerne - leider NICHT zu den üblichen Bürozeiten !!! -
allabendlich hören und 
bei ein bisschen Bemühung auch sehen. 
Desweiteren haben wir durchaus auch den Schwarzstorch, diverse Raubvögel, etliche Stare, Maulwürfe, Füchse 
(werden Ihrerseits 
eher als unnütz gelten, aber auch dies sind Lebewesen mit Anrecht auf Beachtung und Leben!!!) Feldhasen, 
Kreuzottern, Blindschleichen 
und zugebenermaßen als Einzelfall auch durchaus einen Feuersalamander sowie einen Flußkrebs. Dies sind alles 
die Tiere dich ich 
selbst schon vor Ort gesehen habe. Auch unsere Mufflons die sich hier angesiedelt haben sind schon oberhalb der 
von Ihnen 
ausgewiesener Wiese gewesen. 
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